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AG Finanzen

Jahressteuergesetz: Entlastungen für Beschäftigte,
Alleinerziehende und Ehrenamtliche

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Das Jahressteuergesetz bringt Entlastungen für Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler,  Unternehmen und  Vereine.  Es  wird  insbesondere  eine
Homeoffice-Pauschale  eingeführt.  Ehrenamtlich  Tätige  werden  durch
e i n e  E r h ö h u n g  d e r  Ü b u n g s l e i t e r - P a u s c h a l e  u n d  d e r
Ehrenamtspauschale  entlastet.  Durch  die  rückwirkende  Einziehung
bereits  verjährter  Steueransprüche  sorgen  wir  dafür,  dass
Steuerhinterzieher  auch  dann  nicht  davonkommen,  wenn  ihre  Taten
lange zurückliegen.

„Der Finanzausschuss hat heute mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen dem
Jahressteuergesetz 2020 zugestimmt. Das Gesetz bringt Entlastungen für viele
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ehrenamtlich Tätige sowie kleine und
mittlere Unternehmen. Der Bundestag wird das Gesetz in der kommenden
Woche abschließend beraten.

In der Corona-Pandemie arbeiten viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
Homeoffice. Oft fehlen dabei die Voraussetzungen für den Abzug der
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmern. Um auch diesen
Erwerbstätigen einen Abzug ihrer beruflich veranlassten Mehrkosten zu
ermöglichen, führen wir eine Homeoffice-Pauschale in Höhe von bis zu 600 Euro
ein.

Ein weiterer Schwerpunkt des Jahressteuergesetzes sind die Neuerungen für
ehrenamtlich Tätige und ihre Vereine: Die Übungsleiter- und die
Ehrenamtspauschale werden auf 3.000 Euro beziehungsweise 840 Euro erhöht,
die Arbeit der gemeinnützigen Vereine wird vereinfacht und das Spektrum der
anerkannten gemeinnützigen Zwecksetzungen wird u.a. um Klimaschutz und
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Freifunk erweitert.

Die bisher bis Ende 2021 vorgesehene Befristung der Anhebung des
Entlastungsbetrages für Alleinerziehende auf 4.008 Euro wird aufgehoben. Der
höhere Entlastungsbetrags wird also dauerhaft gewährt.

Die steuerliche Förderung von Investitionen kleiner und mittlerer Betriebe wird
ausgebaut und zielgenauer ausgestaltet.

Die Freigrenze für einen steuerfreien Bezug von Sachleistungen wird ab dem 1.
Januar 2022 auf 50 Euro erhöht.

Mit dem Jahressteuergesetz gehen wir konsequent gegen Steuerhinterzieher
vor.  Die Verfolgungsverjährung bei besonders schwerer Steuerhinterziehung
wird auf 15 Jahre verlängert.  Vor allem aber schaffen wir die strafrechtliche
Möglichkeit zu einer rückwirkenden Einziehung bereits verjährter
Steueransprüche, etwa aus den kriminellen Cum-Ex-Geschäften. Damit stellen
wir sicher, dass kein Steuerhinterzieher seine Beute behalten kann.

Leider enthält das Jahressteuergesetz keine Regelung zum politischen
Engagement gemeinnütziger Organisationen. Die SPD-Fraktion hat sich mit
Nachdruck für eine Klarstellung eingesetzt, dass die politische Tätigkeit einer
Organisation zur Verfolgung ihres gemeinnützigen Zweckes, ihre
Steuerbefreiung nicht gefährden kann. Diese für den gemeinnützigen Sektor und
die Zivilgesellschaft bedeutsame Regelung wurde von der Union abgelehnt. Die
SPD wird sich weiterhin für eine gesetzliche Klarstellung zum politischen
Engagement gemeinnütziger Organisationen einsetzen.“
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